
  
 
 
Bereich EUV Stadtbetrieb 2022/098 

öffentlich 
Az:   

Datum: 08.03.2022 

 

Sitzungsvorlage 
 

Beratungsfolge Datum TOP-Nr. 

Verwaltungsrat EUV 30.03.2022  

Rat der Stadt 31.03.2022  

 

Betreff 
 
Änderung der Kommunalunternehmenssatzung 

 

 
  Finanzielle Auswirkungen 
 

 X keine haushaltsmäßige Berührung 

 

  Auswirkungen siehe Sachverhalt 

 

 
    
 

Beschlussvorschlag 
Der Rat der Stadt Castrop-Rauxel beschließt die Neufassung der Kommunalunternehmenssat-
zung der Stadt Castrop-Rauxel „EUV, Stadtbetrieb Castrop-Rauxel“ -AöR-. 
 

 
 
 
________________________  ______________________ 
Kravanja     Werner 
Bürgermeister     Vorstand EUV 
 



      
 
Sachverhalt 
 
Die tatsächlichen Gegebenheiten und Entwicklungen erfordern eine Anpassung der Kommunal-
unternehmenssatzung. 
 
So sollen ersatzlos gestrichen werden: 
 
§ 2, Gegenstand des Kommunalunternehmens (Anstaltszweck), Absatz 1 letzter Spiegelstrich  

 
„Wirtschaftsförderung und Stadtmarketing“ 

 
sowie Absatz 6 

 
„Der Stadt Castrop-Rauxel obliegt die Unterhaltung der fließenden sonstigen Gewässer. 
Vor diesem Hintergrund überträgt die Stadt Castrop-Rauxel der EUV die ihr gemäß § 91 
Absatz 1 Nummer 2 und § 89 Absatz 1 LW in Verbindung mit § 29 WHG obliegende Ge-
wässerunterhaltungs- und Gewässerausbaupflicht gemäß § 114 a Absatz 3 GO NRW in 
Verbindung mit § 91 Absatz 1 a LWG zur Wahrnehmung im eigenen Namen und in eige-
ner Verantwortung. 

 
Die näheren Einzelheiten regelt ein gesonderter Vertrag.“. 

 
 
Begründung: 
 
Die Bereiche Wirtschaftsförderung und Stadtmarketing fallen zukünftig in den Tätigkeitsbereich 
der sich in Gründung befindlichen Wirtschaftsförderungs- und Stadteilmanagement GmbH. Die-
se werden somit nicht Aufgabe des EUV Stadtbetrieb Castrop-Rauxel, AöR, sein und sind damit 
aus dem Anstaltszweck zu streichen. 
 
Mit Beschluss zur Vorlage 2015/203 hat der Rat der Stadt Castrop-Rauxel dem EUV Stadtbetrieb 
Castrop-Rauxel, AöR die Aufgabenwahrnehmung der Gewässerunterhaltung und des Gewäs-
serausbaus übertragen. Die Aufgabe wurde als Anstaltszweck unter § 2 Abs.1, 12. Spiegelstrich 
fixiert. Insofern besteht kein Bedarf an der Regelung des Abs.6. 
 
Weiterer Bericht in der Sitzung. 
 
 
 
 
 


